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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Wasserkraft

Der frisch gewahlte Standerat durfte am ersten Tag der neuen Legislatur 2019 als
Zweitrat Uber die parlamentarische Initiative Résti (svp, BE) und den dazugehdrigen
Entwurf zur Prazisierung der Regelungen fiir Umweltvertraglichkeitspriifungen
befinden. Eine Kommissionsmehrheit unter Martin Schmid (fdp, GR) und Bundesratin
Simonetta Sommaruga wollten den Standerat davon Uberzeugen, auf die Beratungen
einzutreten. Der Blndner Freisinnige argumentierte, dass derzeit Rechtsunsicherheit
darlber bestehe, was als Referenzgrosse fur zu leistende Kompensationsmassnahmen
zugunsten der Umwelt herangezogen werden solle. Das vorliegende Geschéaft konne
diese Unsicherheit beseitigen und somit die Wasserkraft gemass Energiestrategie 2050
starken. Gegen Eintreten auf die Vorlage argumentierte Minderheitssprecher Roberto
Zanetti (sp, SO), da er die Vorlage als unnétig erachte und sie, «wenn nicht ékologischen
Schaden verursachlel, so doch &kologischen Nutzen verhinderlel», wie er im Rat
erklérte. Zanetti betonte, dass das Produktionsvolumen mit den derzeitigen Regelungen
nicht verringert werden wirde, da es sich um Ersatzmassnahmen handle wie
beispielsweise um Verbesserungen der Uferstruktur, Neuanlagen von Buschen und
Hecken, Magerwiesen oder Uberschwemmungsflachen. Auch seine mahnenden Worte,
er wiirde es «sehr fatal finden, wenn ausgerechnet diese Okologie-Legislatur durch das
allererste Geschaft mit dem Verlassen des o6kologischen Tugendpfades erdffnet
wirde», konnten im Stdnderat keine Mehrheit Uberzeugen. So trat die kleine Kammer
mit 30 zu 12 Stimmen auf das Geschaft ein.

In der Detailberatung standen sich wiederum die Kommissionsmehrheit unter Schmid,
eine Kommissionsminderheit Zanetti und zuséatzlich noch der Bundesrat gegenuber.
Wahrend die Kommissionsmehrheit verlangte, die Basis fur die
Kompensationsmassnahmen bei bestehenden Anlagen einzig mit dem Ist-Zustand zu
definieren, ohne dabei zusatzliche Massnahmen zugunsten der Umwelt vorzusehen,
verlangte der Antrag von Zanetti, dass die Behdrden wunter Achtung der
Verhaltnismassigkeit Massnahmen flr die 6kologische Aufwertung anordnen mussten.
Diesen Minderheitsantrag zog Zanetti allerdings wahrend der Debatte zugunsten des
bundesratlichen Vorschlags zurtick. Jener sah vor, dass solche Massnahmen zugunsten
von Natur und Landschaft angeordnet werden kénnten, aber nicht mussten. Simonetta
Sommaruga argumentierte, dass somit Rechtssicherheit geschaffen und die
divergierenden Interessen der Wassernutzung und des Naturschutzes gegeneinander
abgewogen werden kénnten, ohne dass dabei das «Pendel zu einseitig aufseiten der
Wasserwirtschaft» ausschlage. Sie betonte zudem, dass durch diesen sehr moderaten
Zusatz im Gesetz die Energiestrategie 2050 und der damit vorgesehene Zubau der
Wasserkraft nicht verhindert wirden.

Die Bundesratin und die linke Minderheit konnten jedoch keine Mehrheit des Stocklis
Uberzeugen. Die kleine Kammer folgte mit 29 zu 12 Stimmen bei einer Enthaltung der
Kommissionsmehrheit und somit auch dem Entscheid des Nationalrates und nahm den
Entwurfan.’

Alternativenergien

Mit einer Motion wollte Thomas de Courten (svp, BL) den Bundesrat beauftragen, im
Gesetz einen Mindestabstand von Windkraftanlagen zu Siedlungsgebieten vom
Zehnfachen der Hohe der Anlagen festzulegen - so wie dies in anderen Landern bereits
vorgeschrieben sei. Er wolle damit Menschen und Tiere vor Schallbelastungen schitzen
und die Akzeptanz von Windkraftanlagen in der Bevolkerung erhéhen. Die
Zehnfachregel trage zudem der Entwicklung von immer grésser werdenden
Windkraftanlagen Rechnung und vergréssere den Abstand dementsprechend. Der
Nationalrat folgte jedoch im Sommer 2019 der Empfehlung des Bundesrates und lehnte
die EinfUhrung einer nationalen gesetzlichen Grundlage flir Mindestabstande von
Windkraftanlagen zu Siedlungsgebieten mit 123 gegen 65 Stimmen bei 2 Enthaltungen
ab. Umweltministerin Simonetta Sommaruga verwies auf die bestehenden gesetzlichen
Regelungen wie die Larmschutzverordnung (LSV) und die Umweltvertraglichkeitsprifung
(UVP), welche bereits vor der Realisierung eines Projekts die Auswirkungen auf die
Umwelt prufen. Beide Gesetze wurden deshalb schon heute daflir sorgen, dass die
Bevdlkerung ausreichend vor Larmstoérungen geschitzt werde. Zudem wurde ein
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Abstand von 1500 Metern - wie dies der Motionar fordere - die ausgewiesenen

Potenzialgebiete aus dem Konzept Windenergie um zwei Drittel reduzieren, so der
Bundesrat in seiner Stellungnahme. ?

1) AB SR, 2019, S. 1008 ff.
2) AB NR, 2019, S. 933 ff.; BLZ, 6.6.19
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